
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 04.11.2025 
 
in Weinolsheim, Dorfgemeinschaftshaus Weinolsheim, Friesenheimer Straße 8 
 
 
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 21:42 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Gabriele Wagner Ortsbürgermeisterin   
Daniel Beutel Ratsmitglied   
Christoph Berkes Ratsmitglied   
Karen Ferdinand Ratsmitglied   
Andreas Müller Ratsmitglied   
Hans-Jürgen Schultze Ratsmitglied   
Christian Gröhl Ratsmitglied   
Wolfram Heinrich Walsch Ratsmitglied   
Thomas Bernhard Hock Ratsmitglied   
Heinz-Günter Wolfgang Zimmer Ratsmitglied   
Marion Vaillant Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Stefan Burkhard 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Eric Manz Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Rainer Becker 1. Beigeordneter   
Julia Hoffstaedter Firma ISU, Planungsbüro Kaiserslautern, 

bis 20:37 Uhr  
  

 
Für die Verwaltung: 
 
Ulrike Schindel Schriftführung   

 
 
Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim sind mit der Einladung vom 
28.10.2025 auf Dienstag, 04.11.2025, 19:30 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Ortsgemeinde Weinolsheim; 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt 

Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
Zustimmung der Ortsgemeinde gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0027) 
 

3. Grundsatz Entscheidung LED Umrüstung Beleuchtung DGH großer Saal 
 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung eines kommunalen 
Biodiversitätskonzeptes (Übertragungsbeschluss) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0026) 
 

5. Anträge der Fraktionen zum HH 2026 
 

6. Heckenrückschnitt in der Gemarkung 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0024) 
 

7. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

8. Weinolsheim; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Gaustraße; Flur 14, Flurstück 194 
Fristende: 17.11.2025 
Umnutzung einer Scheue zu Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0025) 
 

9. Mitteilungen 
 

10. Anfragen 
 

  
Nach dem Nichtöffentlichen Teil  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 

- Ein Einwohner, der auch persönlich anwesend ist, hat schriftlich nachgefragt, ob es 

sich bei der geplanten Erhaltungs- und Gestaltungssatzung, die in der öffentlichen 

Sitzung des Bau-, Agrar-, Umwelt-, Friedhof- und Mobilitätsausschusses am 

04.11.2025 im Rahmen der Fortschreibung des Dorferneuerungskonzeptes vorberaten 

wurde, sowohl um bebaute als auch unbebaute Grundstücke im alten Ortskern handelt. 

Die Vorsitzende führt kurz aus, dass es sich sowohl um bebaute als auch um 

unbebaute Grundstücke handeln wird. 

Weitere Fragen der Einwohner liegen keine vor.  
 
 
 
 
2. Ortsgemeinde Weinolsheim; 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 in der 

Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
Zustimmung der Ortsgemeinde gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0027) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung:  
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hatte in seiner Sitzung am 6. 
Juni 2024 die Aufstellung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum 
und Gewerbe Rhein-Selz-Park) für die ehemaligen Militärstandort ‚Anderson Barracks & 
Housing Dexheim‘ in der Stadt Nierstein beschlossen. Ziel der vorbereitenden Planung ist die 
Ansiedlung eines großflächigen Rechenzentrums sowie von ergänzenden gewerblichen 
Nutzungen. Die bisherige Darstellung als Sonderbaufläche „Offroad – 
Unterkunft/Freizeiteinrichtungen – Veranstaltung“ gemäß der geltenden 1. Änderung des 
Flächennutzungsplans im südöstlichen Teil soll durch die vorliegende Planung in gewerbliche 
Bauflächen geändert werden. Die Konkretisierung der gewerblichen Nutzungen in dem 
Bereich bleibt dem künftigen Bebauungsplanverfahren vorbehalten. 
 
Der Planentwurf zur 8. Änderung des FNP wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren 
„Rhein-Selz-Park, II/Rechenzentrum“ aufgestellt und zum Gegenstand einer frühzeitigen 
Beteiligung sowie einer förmlichen Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung gemacht. Zum 
Planentwurf gingen lediglich 5 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und von den beteiligten 
66 Träger öffentlicher Belange (33 Behörden und 33 Ortsgemeinden/Nachbargemeinden) nur 
11 Stellungnahmen mit Anregungen, Hinweisen ein. Ein Großteil der Hinweise betraf die 
Ebene des Bebauungsplans bzw. die Genehmigungsebene, etwa die Umsetzung des 
Entwässerungskonzepts, der Umgang mit Starkregenereignissen, die Abwärmenutzung und 
die Nutzung erneuerbarer Energien, die Höhenbegrenzung bei den Schornsteinen. Fragen der 
Ortsgemeinden (etwa zur Entwässerung, zu Immissionen und etwaigen Blendwirkungen durch 
Photovoltaikanlagen auf den Dächern und Fassaden) konnten durch Erläuterungen der 
Fachgutachter geklärt werden. 
 
Keine der Stellungnahmen erfordert eine Änderung der Planung. Aufgrund der Hinweise gab 
es lediglich punktuelle Ergänzungen in der Planbegründung. 
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Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beabsichtigt daher, in seiner 
öffentlichen Sitzung am 04.12.2025 den Feststellungsbeschluss zur 8. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) zu fassen.  
 
Der Feststellungsbeschluss bedarf gemäß § 67 Abs. 2 GemO der Zustimmung der 
verbandsangehörigen Ortsgemeinden/Städte. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als 
die Hälfte der Ortsgemeinden/Städte zugestimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der 
Einwohner der Verbandsgemeinde wohnen. Kommt die Ermittlung der Mehrheit im gesamten 
Gebiet der Verbandsgemeinde nicht zustande, so entscheidet der Verbandsgemeinderat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder.  
 
Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-
Selz-Park) wird nach der Beschlussfassung des Verbandsgemeinderats und bei Vorliegen der 
mehrheitlichen Zustimmung der Ortsgemeinden der Kreisverwaltung Mainz-Bingen als 
höherer Verwaltungsbehörde gemäß § 6 Abs. 1 BauGB zur Genehmigung vorgelegt. Der 
Flächennutzungsplan tritt dann mit der ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung in 
Kraft.  
 
Anlage: 
 
Flächennutzungsplan 2030 – 8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-
Park), Stand: Oktober 2025, Planzeichnung im Original-Maßstab 1:5000  
Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen 
im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) der Verbandsgemeinde Rhein-Selz (s. 
Anlage) gemäß § 67 Abs. 2 GemO i.V.m. § 203 Abs. 2 BauGB zuzustimmen. 
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende geht kurz auf das geplante Rechenzentrum im Rhein-Selz-Park zwischen 

Dexheim und Nierstein ein, dessen Planung schon mehrfach Gegenstand der Beratungen im 

Gemeinderat und den Ausschüssen war und von dem auch in der Öffentlichkeit und den 

Medien bereits ausführlich berichtet wurde. Sie begrüßt hierzu als Gast, Frau Hoffstädter, 

Planungsbüro ISU, Kaiserslautern, die die Ratsmitglieder ausführlich zur 8. Änderungen des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) informiert. 

Frau Hoffstädter listet u. a. die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange auf und führt 

aus, dass keine der Stellungnahmen eine Änderung der bisherigen Planung erfordert. 

Aufgrund der Hinweise gab es lediglich punktuelle Ergänzungen in der Planbegründung. Ein 

umfangreiches Skript steht den Ratsmitgliedern zur Verfügung. In der sich anschließenden 

ausführlichen Aussprache wurden alle Fragen der Ratsmitglieder beantwortet.  

 

Die Vorsitzende ergänzt, dass der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

beabsichtigt, den Feststellungsbeschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 

in öffentlicher Sitzung am 04.12.2025 zu fassen und verliest anschließend die von der 

Verwaltung vorgelegte Beschlussvorlage.  

 

Der Rat beschließt nach ausführlicher Erörterung und Diskussion mehrheitlich die 
erforderlichen Modifikationen in der vorgelegten Form gem. Beschlussvorschlag. 
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen, keine Enthaltung. 
 
 
Die Vorsitzende bedankt sich bei Frau Hoffstädter für die Ausführungen, die sich sodann 

verabschiedet und um 20.37 Uhr den Sitzungssaal verlässt.  

 
 
 
 
3. Grundsatz Entscheidung LED Umrüstung Beleuchtung DGH großer Saal  

 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende erläutert nochmals ausführlich, dass, wie bereits im Bauausschuss 
besprochen, eine Entscheidung im Rat zu treffen ist, ob die Leuchten im großen Saal im 
Dorfgemeinschaftshaus (oben) auf LED umgerüstet oder erneuert werden sollen.  
 
Nach ausführlicher Beratung fasst der Gemeinderat den Beschluss, die Verwaltung möge ein 
Angebot für neue Leuchten im oberen Saal einholen. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen, keine Enthaltung. 
 
 
 
 
4. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung eines kommunalen 

Biodiversitätskonzeptes (Übertragungsbeschluss) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0026) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Rückgang der biologischen Vielfalt ist ein globales, aber auch ein lokales Problem mit 
weitreichenden ökologischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Folgen. Weltweit und in 
Deutschland gehen Artenvielfalt, genetische Vielfalt und Vielfalt der Ökosysteme alarmierend 
zurück. Auch im Gebiet der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind negative Entwicklungen 
hinsichtlich der Biodiversität sichtbar – sei es durch zunehmende Versiegelung, den Verlust 
von Lebensräumen oder die Auswirkungen des Klimawandels. 
 
Kommunen kommt im Natur- und Artenschutz eine Schlüsselrolle zu. Sie gestalten 
Flächennutzungen, entwickeln Bauleitpläne, bewirtschaften kommunale Grünflächen, fördern 
nachhaltige Landwirtschaft und können durch gezielte Maßnahmen Lebensräume erhalten 
und wiederherstellen. Damit tragen sie nicht nur zur Erreichung nationaler und internationaler 
Biodiversitätsziele bei, sondern steigern zugleich die Lebensqualität ihrer Bürgerinnen und 
Bürger, stärken die Klimaresilienz und schaffen grüne Infrastruktur. 
 
Vor diesem Hintergrund soll ein kommunales Biodiversitätskonzept erarbeitet werden. Ziel 
dieses Konzeptes ist es, den Zustand der biologischen Vielfalt im Verbandsgemeindegebiet 
zu analysieren, Defizite und Potenziale zu identifizieren sowie strategische Ziele und konkrete 
Maßnahmen zu entwickeln. Es soll ein Handlungsrahmen entstehen, der auf einer 
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systematischen Datengrundlage basiert und langfristig die Grundlage für kommunales 
Handeln in Bezug auf den Erhalt und die Förderung der Biodiversität bildet.  
 
Gleichzeitig dient das Biodiversitätskonzept als obligatorische Grundlage zur Einwerbung 
weiterer Fördermittel. 
 
Ein beispielhaftes Biodiversitätskonzept der VG Wallmerod findet sich in der Anlage. 
 
Die Erstellung des Konzeptes soll unter Einbeziehung relevanter Fachbehörden, Verbände, 
wissenschaftlicher Expertise sowie der Öffentlichkeit erfolgen. Durch eine transparente 
Kommunikation und Beteiligung wird die Akzeptanz erhöht und die Umsetzungschancen 
deutlich verbessert. 
 
Die Kosten für die Erstellung des Biodiversitätskonzeptes werden auf ca. 230.000 € (inkl. der 
verpflichtenden Umsetzung einer Maßnahme) geschätzt. Anfang September wurde ein 
Fördermittelantrag im Programm „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ gestellt, der eine 
80%ige Bezuschussung (184.000 €) vorzieht. Die Antwort dazu steht zum Zeitpunkt der 
Erstellung der Beschlussvorlage noch aus. Da es sich um ein Windhundverfahren handelt, 
wurde der Förderantrag vor der Beschlussfassung gestellt – er kann jederzeit zurückgezogen 
werden. 
Die übrigen Kosten werden von der Verbandsgemeinde getragen und möglichst über das 
Einwerben von weiteren Fördermitteln abgedeckt. Eine Ko-Finanzierung durch Eigenmittel ist 
ggf. erforderlich. 
 
Mit dem Biodiversitätskonzept positioniert sich die Verbandsgemeinde Rhein-Selz und alle 
teilnehmenden Ortsgemeinden und Städte aktiv im Sinne eines nachhaltigen Natur- und 
Umweltschutzes und leistet einen substanziellen Beitrag zum Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Verbandsgemeindeverwaltung mit der Erstellung eines 
kommunalen Biodiversitätskonzepts zu beauftragen. Sollte die Verbandsgemeinde keine 
Fördermittel aus dem aktuellen Förderprogramm erhalten, wird die Verwaltung beauftragt, 
Anträge auf Förderung bei anderen Programmen mit vergleichbaren Konditionen zu stellen. 
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende geht ausführlich auf die Sitzungsvorlage ein und führt aus, dass für die 
Erstellung eines kommunalen Biodiversitätskonzeptes mit einer Bezuschussung von 80 % zu 
rechnen ist. Sie erläutert auf Nachfrage, dass es sich um ein „Windhundverfahren“ handelt 
(wer zuerst kommt, mahlt zuerst) und der Förderantrag bereits gestellt wurde. Dieser kann 
jederzeit zurückgezogen werden kann. In der Aussprache wird von mehreren RM festgehalten, 
dass es für die Zukunft wichtig ist, möglichst umfangreich in Naturschutz und Artenvielfalt zu 
investieren.  
 
Nach ausführlicher Diskussion und Aussprache verliest die Vorsitzende die von der 
Verwaltung vorgelegte Beschlussvorlage und bittet um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Es erfolgt eine einvernehmliche Zustimmung mit folgendem Abstimmungsergebnis:  
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 10 Stimmen, 1 Enthaltung.  
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5. Anträge der Fraktionen zum HH 2026  

 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende bittet, wie bereits in der letzten Bauausschusssitzung vorberaten, die 
Fraktionen und ihre RM um Wortmeldungen bzw. Vorschläge, um entsprechende Einstellung 
im Haushalt 2026 vornehmen zu können.  
 
Sie berichtet eingangs, dass das Land ein neues Sonderprogramm „Dorfbudget für kleine 
Gemeinden“ (bis zu 1000 Einwohnern) aufgelegt hat, in dem den infrage kommenden 
Kommunen jährlich 1.500,00 EUR zur Verfügung gestellt werden und dieser Betrag evtl. für 
die eine oder andere Maßnahme innerhalb der Gemeinde verwendet werden. Darüber hinaus 
gehende Investitionen sind sodann im Haushalt entsprechend zu berücksichtigen.  
 

- RM Hock, schlägt vor, dass am Bouleplatz (Spielplatz) eine Sitzecke mit Tischen und 

Bänken inkl. einer windschützenden Einfriedung installiert werden sollte, um dort für 

die Bürgerinnen und Bürger einen geselligen Sitzplatz anbieten zu können. Er erhofft 

sich dadurch eine Aufwertung und bessere Frequentierung des bereits vorhandenen 

Bouleplatzes.  

- RM Vaillant hat in Vorfeld bereits Gespräche mit Weinolsheimer Kindern geführt und 

schlägt vor, am Spielplatz eine Reckstange zu installieren. 

- RM Beutel regt in diesem Zusammenhang an, dass das Kleinfeld am Spielplatz 

unbedingt repariert und instandgesetzt werden sollte. Nach kurzer Aussprache wird 

angeregt, diese Arbeiten in einer Freiwilligenaktion mit Unterstützung der 

Ortsgemeinde bei Sachkosten sobald als möglich in Angriff zu nehmen. 

- RM Schultze erinnert, dass bereits im Vorjahr vorgeschlagen wurde, den 

Eingangsbereich aus Dolgesheim kommend mit Blumen- und Grünbepflanzung 

aufzuwerten. 

Bezüglich der angedachten zusätzlichen Rasenflächen auf dem Friedhof führt die 
Vorsitzende aus, dass aufgrund des neuen Bestattungsrechts in Rheinland-Pfalz, 
zunächst über die entsprechende Umsetzung der neuen Möglichkeiten der Bestattung 
zu beraten ist. Ein entsprechender Termin hierzu ist bereits in Planung.  

 
 
 
 
6. Heckenrückschnitt in der Gemarkung 

(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0024) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Jährlich ist ein Rückschnitt der Gehölze entlang von Wirtschafts-, Radwegen und 
landwirtschaftlichen Flächen notwendig. Der Rückschnitt dient der Wiederherstellung der 
Befahrbarkeit von Wirtschaftswegen und landwirtschaftlich genutzter Flächen. Die Bereiche, 
die in diesem Jahr zurück geschnitten werden sollen, werden vom Ausschuss in den 
beiliegenden Karten markiert. Die Bruttokosten des vergangenen Jahres betrugen 4.300,96 €. 
Die Ortsgemeinde beauftragt den Bauern- und Winzerverein, den Heckenrückschnitt in der 
Gemarkung zum Gesamtpreis von max. 4.300,00 EUR brutto zu übernehmen.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung des jährlichen Hecken- 
rückschnitts entlang der Wirtschaftswege und landwirtschaftlichen Flächen. Die 
entsprechenden Standorte legt der Ausschuss in der Sitzung fest. Die Kosten des 
vergangenen Jahres 
beliefen sich auf 4.300,96 €. 
Die Ortsgemeinde beauftragt den Bauern- und Winzerverein, den Heckenrückschnitt in der 
Gemarkung zum Gesamtpreis von max. 4.300,00 EUR brutto zu übernehmen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 64/55110-523120 u. 64/55590-523380 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 1.083,08€ u. 5.000,00 € zur 

Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende erläutert den vorliegenden Sachverhalt und ergänzt, dass die Bereiche, die in 
diesem Jahr zurückgeschnitten werden sollen bereits festgelegt wurden. Ein Plan mit den 
markierten Bereichen wurde der Einladung bereits als Anlage beigefügt.  
 
Nach kurzer Aussprache wurde auch im Nachgang zur Beratung im Ausschuss 
einvernehmliche Zustimmung durch den Gemeinderat erteilt. 
 
Die Vorsitzende verliest die Beschlussvorlage der Verwaltung und bittet um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen, keine Enthaltungen. 
 
 
 
 
7. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen  

 
 
8. Weinolsheim; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Gaustraße; Flur 14, Flurstück 194 
Fristende: 17.11.2025 
Umnutzung einer Scheue zu Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 064/2025/0025) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
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Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 17.11.2025.  
 
 
• Bauvoranfrage 
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Umnutzung einer Scheune zu einer Wohnung 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Die Umnutzung der bestehenden Scheune in eine Wohnung stellt eine aus städtebauliche 
Sicht sinnvolle Weiterentwicklung des vorhandenen Gebäudebestandes dar, mit der dem 
Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende teilt mit, dass der Bauausschuss zur vorgelegten Bauvoranfrage in seiner 
Sitzung am 23.10.2025 bereits einvernehmlich das Einvernehmen gem. § 36 BauGB erteilt 
hat.  
 
Eine weitere Aussprache hierzu ist daher nicht mehr erforderlich.  
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9. Mitteilungen  

 
Die Vorsitzende teilt mit, dass  
 

- Informationsveranstaltungen zur kommunalen Wärmeplanung für Bürgerinnen und 

Bürger am Do. 06.11. in Dalheim, am Fr. 07.11. in Undenheim und am Mo. 10.11. in 

Guntersblum öffentlich angeboten werden und teilt den RM Einladungsflyer als 

Tischvorlage aus.  

- turnusgemäß in der Kita sowohl ein neuer Elternausschuss als auch Mitglieder für den 

Vorstand des Förderverein gewählt wurden. 

- die Kita zur Zeit leider nicht voll belegt ist. Es stehen freie Plätze zur Verfügung. 

- die Kipki-Förderung zur Bepflanzung in der Kita bewilligt ist, 

- die geplante Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am Di., den 18.11.2025, 

wegen fehlender Vorbereitung zu den erforderlichen Haushaltszahlen durch die 

Fachabteilung der VG wahrscheinlich nicht stattfinden kann,  

- die geplante Ratssitzung am 25.11. auf jeden Fall stattfinden wird, 

- die Jahresabschlusssitzung des Gemeinderates am 16.12. stattfinden wird.  

 

 
 
 
10. Anfragen  

 
- RM Vaillant bittet die Vorsitzende um Erläuterung zur geplanten Erhaltungs- und 

Gestaltungssatzung im Rahmen der „Dorferneuerung“. Die Vorsitzende führt aus, dass 

hierzu ein Planungsbüro zu beauftragen ist und im Vorfeld eine Dorfmoderation zu 

unterschiedlichen Themen wie der Installation eines Bücherschrankes, Sitzbänke im 

Außenbereich der Gemeinde u. ä. durchzuführen ist. 

- RM Walsch bittet um Erläuterungen bezüglich der erforderlichen 

Baumpflegemaßnahmen zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit, die in der 

Ratssitzung am 08.09. d. J. beraten und beschlossen wurden, da die entsprechende 

Niederschrift hierzu noch nicht vorgelegt wurde.  

- RM Walsch begrüßt den Aufruf der Vorsitzenden zur Reinigung der Straßenflächen 

und regt eine Ausweitung an. 

- RM Walsch kritisiert unzulässiges Befahren von schweren landwirtschaftlichen 

Geräten in der Verlängerung des Hellborner Weges und bittet diesbezüglich um 

Prüfung auch im Hinblick auf evtl. dadurch verursachte Schäden des Untergrundes. 

Die Vorsitzende sichert entsprechende Prüfung zu. 

 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, beschließt die Vorsitzende um 21.40 h 
den öffentlichen Teil der Sitzung.  
 
Die anwesenden Bürgerinnen und Bürger verlassen den Sitzungssaal.  
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Nach dem Nichtöffentlichen Teil der Sitzung  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Im nichtöffentlichen Teil wurden keine Beschlüsse gefasst.  
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Gabriele Wagner Ulrike Schindel 
Ortsbürgermeisterin  

 
 
 


